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In dem Rechtsstreit

o o 0 . ° 0 o o o . . . . 0 | o . o o . o .

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

o o n c o 0 9 o o o n . O.. o 9 o 0 9 o . ° . . u

Beklagte und Revisionsbeklegte,

hat der 1° Senat des Bundessozialgerichts ohne münd—

liche Verhandlung am 23. November 1962 unter Mitwir—

kung von

Präsident S c h n e i d e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter P e n q u i t t und

Bundesrichter H e y e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter G ü n t h e r und

Bundessozialrichter F e y
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schles—

wig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom 22. März

1961 wird zurückgewiesen.

KoSten sind nicht zu erstatten.

V 0 n R e c h t s w e g e n .I
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Der Rechtsstreit wird
um die Frage'geführt‚ ob ein auf Grund

des AngeStelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG)

erfolgter Reilteni‘éstsetzungsbescheid nachträglich zum Nach-
teil des Rentners berichtigt werdendarf°

Die Beklagte gewährte dem Kläger durch Bescheid vom 26° Juni
1957 eine Rente wegen Berufsunfähigkeit aus der Angestell—
tenversicherung (AV)„ Diesem Bescheid war als Anlage 1) u„a„
eine Erläuterung der Steigerungsbeträgc beigefügt, wonach
sich für Beiträge aus der AV bis zum 31„ Mai 1949 ein Stei—

gerungsbetrag von 106,19 DM und für die Angestelltenversi—‘

chcrungszciten Vom 1. Juni 1949 an ein solcher von 120,92 DM
ergabo Zur Berechnung der zur AV entrichtcten Beiträge be—

nutzte die Beklagte eine anläßlich eines früheren Rentenver—

fahrens für den Kläger gefertigte Beitragsübersicht° Aus die—
ser übernahm Sie in die neue Beitragsaufstellung zwar rich—■

tigerweisc den Übertrag von 15„169,48 DM (die für 36 Bei—
tragsmonate bezifferten Beschäftigungsentgelte für die Zeit
bis zun 31° Mai 1949), dazu aber nicht die auf der Rückseite>
dieser früheren Aufstellung sich ergebende Summe-von 1„019,20

BM (Besehäftigungsentgeltc für 4 Beitragsmonate nach dem 1„
JHHi 1949), Sendern die sich aus sämtlichen Beträgen ergeben—

de Schlußsumme Von 16„188‚68 DM„ So kam es, daß der Berech—-
nung der Steigerungsbeträge versehentlich Beschäftigungsent—
gelte in Höhe Von rund 31„550‚_- DM zugrunde gelegt wurden,-
anstatt von dem Betrag von 16,188‚68 DM auszugehene Demzufol—

ge wurde die monatliche Rente-des Klägers mit 210,50 DM be—
ziffert und zunächst in dieser Höhe gezahlto Mit Bescheid vom

15° April 1959berichtigte die Beklagtedie seinerzeit fest—
“gesetzte Rentenhöhe auf den Betrag von monatlich 193‚——DM„
Der Kläger wandte sich gegen diese Berichtigung° Er bestrei—
tet nicht die versehentlich falsche Berechnung bei der Ren—
tenféstsetßune‚ ist aber der Meinung, daß die Beklagte an
den Bescheid vom 26° Juni 1957 gebunden sei; er erstrcbt des—
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halb die Weiterzahlung der Rente in der bisherigen Höhe°

Klage und Berufung des Klägers waren ohne Erfolg, Das Lan—

dessozialgerieht (LSG) ließ in seinem Urteil die Revision

zu (Urteil vom 22° März 1961),

Der
Kläger

legte Revision ein mit dem Antrag, unter Aufhe-

bung des angefochtenen Urteils den Rechtsstreit—zur erneuten

Vérhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Er begründete die Revision mit der Rüge, die Bindungswir—

kung des 5 77 Sozialgerichtsgesetz (SGG) verbiete die Be—

richtigung des Bescheides vom 26° Juni 1957 zum Nachteil

des Klägers; für eine entsprechende Anwendung des 5 138 SGG

sei kein Raum, weil eine einem Schreib— oder Rechenfehler

ähnliche offenbarc Unrichtigkeit nicht vorgelegen habe„

Die.Bcklagte beantragte die Zurückweisung der Revision°

Die Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (@ 124 Abs, 2 SGG)°

Die Revision ist zulässig, aber unbegründet. Die Beklagte

durfte ihren fehlerhaften Bescheid berichtigen°

Ein begünstigender Verwaltungsakt wie der Bescheid der Be—

klagten vom 26„ Juni 1957 wird in der Regel mit dem Zugang

an den Berechtigten für die Verwaltung bindend, soweit nicht

durch ein Gesetz anderes bestimmt ist (@ 77 SGG)” Wie der
erkennende Senat in seiner Entscheidung vom 80 September

1961 (BSG 15, 96) dargelegt hat, ist nur unvollständig durch
ausdrückliche gesetzliche Vorschriften bestimmt, in welchem

Umfang und auf welche Weise solche Verwaltungsakte berich—

tigt oder zurückgenommen werden können, wenn sie fehlerhaft

sind° Rechtsprechung und Rechtslehrc haben deshalb schon

immer unter allgemeiner Billigung diese Vorschriften er—
gänzt, vor allem auch für den Fall, daß ein Verwaltungsakt

Unrichtigkeiten enthält (BSG aaO)° Dieser Rechtsgedanke,
der sowohl in ausdrücklichen Vorschriften über Verwaltungs—

ver£ahren als auch über gerichtliche Verfahren — zoB° auch
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in @ 138 SGG — wiederkehrt, gilt auch für das Verwaltungs—v

verfahren der Träger der Sozialversicherung° Im Ergebnis

hat daher das LSG zu Recht die zu 5 138 SGG entwickelten

Grundsätze auch zur Entscheidung des vorliegenden Falles

herangezogen° ‘ '

Im vorliegenden Streitfall weist der Bescheid der Beklagten

einen Fehler auf, der im Zusammenhang mit der Berechnung der

Rente, und zwar bei dem dem Verwaltungsakt zugrunde liegen—

den Berechnungsvorgang, unterlaufen ist° Das in diesem Be—

scheid enthaltene unrichtige Ergebnis ist auf ein "mecha—

nisches Versehen" im wahrsten Sinne des Wortes zurückzufüh—

ren, nämlich auf die Übernahme falscher Größen aus einer

der Berechnung zugrunde liegenden Aufstellung° Dieser Fehler

wirkt sich in der Höhe der festgesetzten Rente aus° Dies

aber genügt, um ihn als im Zusammenhang mit dem erlassenen

Verwaltungsakt zu beachtende Unrichtigkeit zu kennzeichnen°

Bei der zunehmenden Kompliziertheit und Mechanisierung der

Berechnungsvorgänge auf dem Gebiet der Sozialversicherung

darf die Möglichkeit zur Berichtigung von Unrichtigkeiten‘

nicht zu eng begrenzt sein° Nach Auffassung des Senats kann

es dahingestellt bleiben, ob die im vorliegenden Fall unter—

laufene Unrichtigkeit als ein Schreibfehler im weiteren '

Sinne (wie es das LSG annimmt) oder als ein Rechenfehler
(wovon das SG ausgeht) anzusehen ist° Denn jedenfalls liegt

eine_den genannten Fehlern ähnliche offenbare Unrichtigkeit
in Sinne der den verschiedenen Vorschriften über Verwal■

tungsverfahren (KGV, RAG) und das Verfahren vor den Verwal—

tungsgerichten (@ 138 SGG, @ 118 VwGO) zugrunde liegenden
‘

allgemeinen Rechtsgedanken vor,

Für die Frage, ob die vom Kläger nicht bestrittene Unrich—

tigkeit des angegriffencn Bescheides der Beklagten auch

offenbar gewesen ist, ist es — wie der Senat bereits in sei—

ner Entscheidung vom 8° September 1961 dargelegt hat (aaO) —
nicht erforderlich, daß sich der Fehler allein schon beim

Lesen des Rentenbescheides aufdrängte; es genügt vielmehr,

_5...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

daß sich die Unriohtigkeit aus außerhalb des Bescheides lie—
genden Umständen ergab° Hierbei kommt es auch nicht ent—

scheidend auf das Erkennungsvermögen der im konkreten Falle

Beteiligten, sondern auf dasjenige verständiger Personen an,

Eine Anwendung dieser Grundsätze auf den vorliegenden Fall

ergibt die Offenbärkeit der Unrichtigkeit° Der Kläger_wie
auch jede verständige andere Person mußte schon aus dem

eigenen W'ssen über den zugrunde liegenden Sachverhalt im

Zusammenhang mit den dem Rentenbeseheid vom 26° Juni 1957

beigefügten Erläuterungen, insbesondere zu den Spalten 5

und 6 der Anlage 1) erkennen, daß der Steigerungsbetrag für

die Zeiten von 1, Juni 1949 an nicht höher sein konnte als

der für die Zeit vorher, in der er rund das fünfzehnfache

Entgelt verdient hatte° Hierbei kommt es nicht darauf an,

daß er den Grund für diese offenbare Unrichtigkeit erkannte;

es genügt vielmehr, daß ihm dieses Ergebnis nicht richtig

erscheinen konnte°

Der Senat hätte allerdings auch keine Bedenken, die hier

unterlaufenc Unrichtigkeit den sogenannten Rechenfehlern

zuzurechnen° Es wäre wohl eine zu enge Auslegung des Be—

griffs "Rechenfehler“, hierunter nur solche Fehler zu ver—

stehen, die auf einer unriehtig durchgeführten Rechenmethode

beruhen° Schon nach dem allgemeinen Sprachgebrauch wird es

ebenso als Rechenfehler anzusehen sein, wenn — wie hier —
trotz einwandfreier Reehenmethode ein unrichtiges Ergebnis

dadurch herbeigeführt wird, daß zwei an sich richtig addier-

te Posten nicht hätten zusammengezählt werden dürfen° Als

entscheidender Umstand dafür, daß in solchem Falle noch von

Rechcnfehler gesprochen werden kann, wird zu werten sein,

daß solcher Fehlleistung nicht eine selbständige gedankliehe

Arbeit vorausgegangcn ist, sie also nicht auf einem logi—

schen Fehlschluß‚ sondern auf einem mechanischen Versehen
_beruht° Wenn einem solchen Fehler weder eine unrichtige Tat—

sachenwertung noch ein Reehtsirrtum zugrunde liegt, muß er
daher nach Auffassung des Senats dem Rechenfehler gleichge-

stellt werden° Auch im vorliegenden Fall standen die für
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die Réntenfestsetzung erforderlichen Merkmale fest, und

es gab weder in tatsächlicher noch in rechtlicher Hinsicht

irgendeinen Zweifel° Gewollt war die fehlerfreie Berück—

sichtigung der bereits errechneten Beschäftigungsentgelte„

Um die Einheit zwischen dem, was gewollt war, und dem, was

tatsächlich geschehen ist, wieder herzustellen, wurde das

Versehen später berichtigt°

In der vorliegenden Streitsache sind demnach die Voraus—

setzungen gegeben, unter denen nach den oben dargelegten

allgemeinen Rechtsgrundsätzen trotz fehlender ausdrück—

licher gesetzlicher Vörschriften auch ein begünstigender

' Verwaltungsakt berichtigt werden kann° Die Möglichkeit
der Berichtigung von derartigen Unrichtigkeiten ist zeit—

lich nicht begrenzt° Die in diesem Zusammenhang stehenden

Erörterungen des Senats (aaO) darüber‚ ob bei Berichtigung

von Fehlern anläßlich der Rentenumstellung im Jahre 1957

an einen bestimmten Endzeitpunkt zu denken wäre, sind im

vorliegenden Streitfall deshalb nicht angebrabht, weil

es sich nicht um eine umgestellte Rente und einen entspre-‚

chenden Umstellungsbescheid handelt° Eine Rückforderung

von überzahlten Rentenbeträgen ist nicht streitig; es be—

darf daher auch keiner Entscheidung darüber, welche recht—

liche Bedeutung dem Berichtigungebescheid für die Vergan—

genheit zukäme°

Das angefochtene Urteil des LSG ist somit im Ergebnis rich—

tig, die Revision des Klägers deshalb zurückzuweisen°
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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